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Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplans „Photovoltaikanlage Doberschütz 
Süd II“ (Stand 13.11.2025) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., dankt für die 
Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „Photovoltaikanlage Doberschütz Süd II". 
 
Wir unterstützen grundsätzlich den Ausbau der Photovoltaik als wesentlichen Baustein der Energie-
wende und begrüßen das Engagement der Gemeinde Doberschütz zur Förderung erneuerbarer Ener-
gien. Zugleich ist es uns ein Anliegen, dass Freiflächensolaranlagen so geplant und errichtet werden, 
dass sie mit den Zielen des Naturschutzes und der Biodiversitätsförderung vereinbar sind und über die 
gesetzlichen Mindestanforderungen hinaus zur ökologischen Aufwertung der Landschaft beitragen. 
 
Der vorliegende Vorentwurf weist aus unserer Sicht an mehreren Stellen erhebliches Optimierungspo-
tenzial auf, insbesondere hinsichtlich der Umsetzung der fachlichen Vorgaben aus dem aktuellen Leit-
faden des Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) „Förderung von Biodiversität 
in Freiflächensolaranlagen" (März 2024). Wir möchten mit dieser Stellungnahme konstruktiv dazu bei-
tragen, dass das Vorhaben naturverträglicher gestaltet wird und als Positivbeispiel für künftige Solar-
parks in Sachsen dienen kann. 
 

1. Allgemeine Hinweise zur Planung 

1.1 Berücksichtigung des LfULG-Leitfadens „Förderung von Biodiversität in Freiflächensolaranlagen" 

Der im März 2024 veröffentlichte Leitfaden des LfULG stellt den aktuellen fachlichen Kenntnisstand zur 
naturverträglichen Gestaltung von Freiflächensolaranlagen in Sachsen dar. In der Begründung wird die-
ser Leitfaden nicht erwähnt, seine konkreten Gestaltungs- und Pflegevorgaben sind im vorliegenden 
Entwurf nicht oder nur unzureichend umgesetzt. 
 
Wir regen an, den Bebauungsplan und die Grünordnungsplanung am LfULG-Leitfaden auszurichten und 
dies in den Planunterlagen explizit zu dokumentieren. Dies betrifft insbesondere die räumliche Anlagen-
gestaltung, die Breite von Randflächen, die Anlage von Wildtierkorridoren, die Grünlandentwicklung und 
das Pflegeregime sowie die artenschutzrechtliche Prüfung. 
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1.2 Kumulative Wirkungen mit der Anlage „Doberschütz Süd" 

Die geplante Anlage „Doberschütz Süd II" grenzt unmittelbar an die bereits im Verfahren befindliche 
Anlage „Doberschütz Süd" an. Beide Anlagen zusammen bilden eine großflächige zusammenhängende 
Solarpark-Kulisse von deutlich über 100 ha. Die kumulativen Wirkungen dieser Großanlage auf Offen-
landbrüter, Wildtierwanderungen, den Biotopverbund und das Landschaftsbild werden im Umweltbericht 
nur kursorisch behandelt. 
 
Forderung:  

• Eine systematische Betrachtung der kumulativen Umweltwirkungen beider Anlagen, insbeson-
dere hinsichtlich des Verlustes großflächiger Offenlandlebensräume, der Barrierewirkung für 
bodengebundene Säugetiere und der visuellen Wirkung auf das Landschaftsbild. Diese Bewer-
tung sollte in einem ergänzenden Kapitel des Umweltberichts dokumentiert werden. 

 
2. Artenschutzrechtliche Belange 

2.1 Fehlende vollständige spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

Im Umweltbericht wird angegeben, dass das Gebiet bereits kartiert wurde, die Ergebnisse jedoch erst 
„im Laufe des Verfahrens" in die Begründung aufgenommen werden sollen. Gleichzeitig wird bereits 
jetzt eine nur „mittlere" Betroffenheit für das Schutzgut Tiere und Pflanzen angenommen. Hier ist insbe-
sondere das Fehlen der Betrachtung von Offenlandbrütern wie die Feldlerche im Rahmen einer metho-
disch belastbaren Brutvogelkartierung zu beanstanden. 
 
Forderung: 

• Vorlage einer vollständigen speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) nach anerkanntem 
methodischem Standard (SÜDBECK et al. 2025), die mindestens folgende Artengruppen 
umfasst: 

 
o Brutvögel des Offenlandes (mindestens drei Begehungen zwischen März und Juni, Erfas-

sung von Feldlerche, Rebhuhn, Grauammer, Wachtel, Kiebitz etc.) 
o Reptilien (insbesondere Zauneidechse, vier Begehungen für Präsenz-/Absenzerfassung) 
o Säugetiere (gutachterliche Einschätzung zur Bedeutung der Fläche als Wanderkorridor, ggf. 

Rücksprache mit örtlichen Jägern) 
o Fledermäuse (gutachterliche Abschätzung der Bedeutung als Nahrungsraum) 

 

• Die saP muss vor Abwägung und Satzungsbeschluss vollständig vorliegen und öffentlich ein-
sehbar sein. 

• Für alle nachgewiesenen planungsrelevanten Arten sind die artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu prüfen und geeignete Vermeidungs-, Minderungs- und 
ggf. vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) festzulegen. 

 
2.2 Bauzeitenregelung 

Die im Vorentwurf genannten Bauzeitbeschränkungen (Baubeginn nur zwischen 01.08. und 28.02., 
ansonsten Vergrämungsmaßnahmen in Absprache mit der uNB) sind grundsätzlich zu begrüßen. Aller-
dings ersetzen sie keine vollständige artenschutzrechtliche Prüfung. Da die Kartierungsergebnisse noch 
ausstehen und noch nicht alle planungsrelevanten Arten und deren Empfindlichkeitszeiten bekannt sind 
(z. B. Reptilien wie Zauneidechse mit anderen kritischen Zeitfenstern), müssen die Bauzeitenbeschrän-
kungen nach Abschluss der saP ggf. angepasst werden. 
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Forderung: 

• Die Bauzeitbeschränkungen sind als verbindliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men. Dabei sollte die textlichen Festsetzungen zur Bauzeitenregelung folgende Formulierung 
enthalten: „Die Bauzeitenvorgaben sind basierend auf den Ergebnissen der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung durch die Untere Naturschutzbehörde zu konkretisieren. Sollten 
durch die saP weitere planungsrelevante Arten mit artspezifischen kritischen Zeitfenstern nach-
gewiesen werden (z. B. Reptilien), sind die Bauzeitenbeschränkungen entsprechend anzupas-
sen. 

• Ökologische Baubegleitung: Die Einhaltung aller Bauzeitenvorgaben und artenschutzrechtlicher 
Maßnahmen ist durch eine ökologische Baubegleitung zu überwachen. Die ökologische Baube-
gleitung muss: 

o Vor Baubeginn beauftragt und in den Durchführungsvertrag aufgenommen werden 
o Die Baustelle regelmäßig kontrollieren und dokumentieren 
o Meldepflicht bei Verstößen gegen artenschutzrechtliche Vorgaben haben 
o Der Unteren Naturschutzbehörde regelmäßig berichten 

 
3. Räumliche Gestaltung der Anlage 

3.1 Randflächen 

Die geplante 5 m breite Heckenpflanzung (E1) außerhalb der Baugrenze entspricht der Mindestanforde-
rung des LfULG-Leitfadens an die Heckenbreite und ist positiv zu bewerten. Die Verwendung standort-
gerechter, heimischer Gehölzarten (Hartriegel, Hasel, Weißdorn, Schlehe, Hunds-Rose etc.) trägt zur öko-
logischen Aufwertung und zur landschaftlichen Einbindung der Anlage bei.  
 
Der LfULG-Leitfaden empfiehlt jedoch zusätzlich zur Heckenpflanzung die Anlage breiter offener Rand-
flächenbereiche, die als artenreiches Extensivgrünland oder gestufte Saumgesellschaften entwickelt 
werden. Diese Randflächenbereiche dienen als Lebensraum für Insekten, Reptilien und Vögel und erhö-
hen die strukturelle Vielfalt der Anlage erheblich. Der Leitfaden gibt folgende Orientierungswerte an: 
 

• 15 m bei Modulfläche bis 20 ha 

• 25 m bei Modulfläche bis 50 ha 

• 35 m bei Modulfläche bis 75 ha 
 
Bei einer überstellten Modulfläche von ca. 21,9 ha in Doberschütz Süd II wären entsprechend Randflä-
chenbereiche von etwa 25 m Breite angemessen. Da die Anlage allerdings aus zwei räumlich getrennten 
Teilflächen besteht, die durch einen Feldweg getrennt sind, wäre auch eine Betrachtung der Teilflächen 
vertretbar, was zu einer Randflächenbreite von etwa 15 m führen würde. 
 
Anregungen: 

• Für die Ergänzung der Planung sollte ein breiter offener Randflächenbereich je nach örtlicher 
Situation zwischen der Modulaußenseite und dem Zaun oder zwischen Zaun und Heckenpflan-
zung vorgesehen werden. Diese Randflächenbereiche sollten eine Gesamtbreite von 15–25 m 
aufweisen und als artenreiches Extensivgrünland mit gestaffelten Mahdzeitpunkten entwickelt 
werden.  
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3.2 Lichtreihen und Lichtfenster 

Der LfULG-Leitfaden empfiehlt zur Vermeidung großflächig monotoner Anlagenstrukturen die Integra-
tion von Lichtreihen (mind. 15 m Breite, je 20 ha überstellter Fläche eine Lichtreihe) und/oder Lichtfens-
tern (mind. 200 m², besser größer, je 3 ha überstellter Fläche ein Lichtfenster). 
 
Im vorliegenden Planentwurf sind weder Lichtreihen noch Lichtfenster innerhalb der Modulflächen vor-
gesehen. Die Anlage weist damit eine sehr große, weitgehend homogene überstellte Fläche auf, die aus 
Sicht des Arten- und Biotopschutzes als „monoton" und „strukturarm" einzustufen ist. 
 
Anregungen: 

• Für die Ergänzung der Planung sollte die Integration von mindestens einer Lichtreihe (Breite 
mind. 15 m, Orientierung möglichst in Nord-Süd-Richtung) und/oder mehreren Lichtfenstern 
(mind. 200 m², besser 300–500 m²) in das Anlagendesign vorgesehen werden. Diese Flächen 
sollten dauerhaft von Modulbelegung freigehalten und als artenreiche Wiesen- oder Saumstruk-
turen entwickelt werden. Lichtreihen und Lichtfenster erhöhen die Strukturvielfalt, verbessern 
die Habitatqualität für Insekten, Reptilien und Vögel und mindern die visuelle Monotonie der 
Anlage erheblich. Dies entspricht den aktuellen fachlichen Empfehlungen des LfULG und würde 
die ökologische Qualität der Anlage deutlich steigern. 

 
3.3 Reihenabstände 

Die im Planentwurf vorgesehenen Reihenabstände von 4,72 m bis 6,70 m liegen deutlich über der im 
Leitfaden genannten technischen Mindestanforderung von 3 m und sind daher positiv zu bewerten. 
Diese Abstände ermöglichen eine bessere Besonnung und Belichtung der Vegetationsflächen zwischen 
den Modulreihen, was sich günstig auf die Entwicklung des Unterwuchses und die Habitatqualität für 
Insekten und Kleinsäuger auswirkt. 
 
Anregungen: 

• Für die Ergänzung der Planung soll geprüft werden, ob die Reihenabstände durchgängig auf 
mindestens 6 m erweitert werden können. Dies würde die Besonnung und damit die Vegeta-
tionsentwicklung zwischen den Modulreihen deutlich verbessern und die Eignung als Habitat 
für Insekten und Kleinsäuger erhöhen. 

 
Aus Sicht des BUND Sachsen sollte die Verlängerung der Reihenabstände auf einheitlich mindestens 
6,0 m als vorrangige Gestaltungsmaßnahme betrachtet werden. Breite Reihenabstände sind nach dem 
LfULG‑Leitfaden die zentrale Voraussetzung dafür, dass zwischen den Modulreihen ganzjährig ausrei-
chend besonnte, ökologisch funktionsfähige Streifen entstehen und damit flächig Habitate für Insekten, 
Reptilien und Bodenbrüter bereitgestellt werden. Im Unterschied zu punktuellen Verbesserungen (Rand-
streifen, Lichtreihen, Lichtfenster) wirkt diese Maßnahme über die gesamte Innenfläche der Anlage und 
erreicht damit ein deutlich höheres biodiversitätsfachliches Gewicht bei zugleich vergleichsweise gerin-
gem planerischem Anpassungsbedarf. 
 
4. Altlastenverdachtsfläche 

Im Flächennutzungsplan ist im nördlichen Bereich des Geltungsbereichs eine Altlastenverdachtsfläche 
vermerkt. In der Begründung wird angegeben, dass „weitere Erkenntnisse im laufenden Verfahren zu 
erwarten sind oder ggf. Erkundigungen vor Ort einzuholen" sind. 
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Forderung: 

• Klärung des Altlastenverdachts vor Satzungsbeschluss. Sollten Altlasten vorliegen, sind geeig-
nete Sicherungs- oder Sanierungsmaßnahmen festzulegen und in die Planung zu integrieren. 
Eine Überbauung mit Solarmodulen ohne Klärung der Altlastensituation ist aus Vorsorgegrün-
den nicht vertretbar. 

 
 
5. Fazit 

Wir sind davon überzeugt, dass die Umsetzung der hier vorgeschlagenen Maßnahmen das Vorhaben 
„Photovoltaikanlage Doberschütz Süd II" zu einem Positivbeispiel für naturverträgliche Solarparks in 
Sachsen machen kann. Ein so gestalteter Solarpark verbindet effektive Klimaschutzmaßnahmen mit 
aktiver Biodiversitätsförderung und kann in einer intensiv genutzten Agrarlandschaft wichtige Lebens-
räume und Vernetzungsstrukturen schaffen. 
 
Wir bitten um Berücksichtigung der dargestellten Hinweise und um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


